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ARBEITSPLÄTZE UND SOZIALE GERECHTIGKEIT 
GEFÄHRDET WIE NIE

Die Krise schlägt auf immer mehr Betriebe durch. Die Aufträge 
 brechen weg. Zuerst sind die Leiharbeiter rausgeflogen. Dann für 
Hundertausende Kurzarbeit. Es droht ein Anstieg auf über vier  
Millionen Arbeitslose bis Ende 2009.

!  Die Arbeitslosigkeit rast nach oben.  
So schnell wie seit  Jahrzehnten nicht mehr.

Häufig trifft es Betriebe, die der Krise zu trotzen versuchen. In die Knie 
werden sie gezwungen, weil die Banken den Geldhahn zudrehen. 
Oder Kredite zu teuer werden. So schlägt die Finanzmarktkrise auf 
die Betriebe durch, auf unsere Arbeitsplätze.

Rettungsplan für die Banken
Eigentlich wollte die Regierung genau dies verhindern. Mit einem 
atemberaubenden Rettungsplan für die Banken: 480 Milliarden Euro! 
200 Milliarden Euro davon sind schon geflossen – bislang. Allein die 
Hypo Real Estate hat bisher über 100 Milliarden bekommen, die 
Commerzbank 18 Milliarden Euro.

Was kriegen wir?
Für die Stützung der Konjunktur gibt die Regierung gerade mal ein 
Zehntel aus – auch noch gestreckt über zwei Jahre. Das reicht hinten 
und vorne nicht.

Kanzlerin Merkel appelliert in Sonntagsreden, dass die Banken die 
Wirtschaft ausreichend mit Krediten versorgen sollen. Jetzt in der 
 Krise ist das besonders wichtig. Bankvorstände kümmern sich aber 
mehr um ihre Bonuszahlungen. Und um die Dividende ihrer Aktionäre.

!  Die Bankenrettung der Regierung erweist sich  
immer mehr als Pleite.

Auf echte Gegenleistung für unser Geld verzichtet die Regierung: 
 Einflussnahmen auf die Geschäftstätigkeit? Fehlanzeige! Und für 
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 viele von uns gibt es die Entlassungspapiere.  
Das ist ein Skandal!

Wer soll das bezahlen?
Viele Menschen fragen sich: Wer soll das eigentlich alles bezahlen? 
Die Bankenrettung und die Konjunkturprogramme? Es heißt doch 
immer, der Staat habe kein Geld. Sechs Milliarden Euro für den sofor-
tigen Ausbau der Kitas sind nicht da. Auch sieben Milliarden für eine 
Anhebung des Arbeitslosengelds II auf 435 Euro nicht.

Die Bekämpfung der Krise kostet Geld. Selbst wenn die Regierung 
wollte, könnte sie mehr Schulden jetzt nicht verhindern. Bis zur Wahl 
am 27. September wird sie das zähneknirschend hinnehmen.

!  Nach der Wahl droht die Agenda 2020!  
Wenn wir uns nicht wehren!

Die alte Leier von der Haushaltskonsolidierung wird aber kommen. 
Und diese könnte dann heißen: Agenda 2020. Manche „Liberale“ 
fragen sich ja schon heute: „Weshalb eigentlich Arbeitslosengeld II? 
Macht doch nur Ärger.“ Und „Experten“ debattieren bereits über die 
Beschneidung des Bundeszuschusses für die Rente. 80 Milliarden Euro 
ist er groß – noch!
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ARBEITSPLÄTZE SICHERN UND  
PROFITEURE ZUR KASSE

Unsere Arbeitsplätze müssen gesichert werden! Wir brauchen Ret-
tungsschirme für wirtschaftlich gesunde Unternehmen, die aus Geld-
mangel in die Insolvenz gehen. Wir brauchen Bürgschaften des Staates. 
Auch Verstaatlichungen oder Staatsbeteiligungen dürfen kein Tabu 
sein. Die Aufgabe der Banken ist es, die Wirtschaft mit Kredit zu ver-
sorgen. Das Casino muss geschlossen werden.

Hilfen für die Banken darf es nicht ohne Bedingungen geben. Wir 
wollen Beschäftigungsgarantien. Und eine dauerhafte Mitsprache 
durch Eigentumsanteile für den Staat. Fließt Hilfe, müssen Banken sie 
als Kredit an die Wirtschaft weiterreichen. Zu fairen Bedingungen.

!  Keine Bankenrettung ohne Gegenleistung.  
Wir wollen Beschäftigungsgarantien und Mitsprache.

In der Krise haben sich öffentliche Banken als Krisenanker bewährt. 
Die staat liche KFW, Sparkassen und Genossenschaftsbanken sind eine 
wichtige Stütze für die Wirtschaft. Ohne ihre Kredite gerade für kleine-
re und mittelständische Betriebe stünde es heute schon viel schlimmer 
um unsere Arbeitsplätze.

Profiteure zur Kasse
Die Kosten der Krise dürfen nicht auf uns abgewälzt werden. Es darf 
keine Sozialkürzungen geben!

Bezahlen müssen Reiche und Vermögende – diejenigen, die seit 
 Jahren Profiteure der Umverteilung sind! Wiedereinführung der Ver-
mögensteuer, höhere Erbschaftsteuer, eine Finanztransaktionsteuer 
und ein besserer Steuervollzug. Jährlich 50 Milliarden Euro mehr 
bringt allein das.

In Zeiten enormer Belastungen der öffentlichen Haushalte könnte 
auch ein zusätzlicher Lastenausgleich eingeführt werden. Wie nach 
dem Zweiten Weltkrieg. Zum Beispiel durch eine sechsprozentige 
Sonderabgabe für Millionäre. Bei einem Freibetrag von einer Million 



würde dies 100 Milliarden Euro für die Staatskasse  
bringen.

Aus der Geschichte lernen
Profiteure zur Kasse, kaum jemand fordert dies.  
Weder in Deutschland, in Europa, noch in den USA.  
Früher war das anders.

!  Ohne Gegenwehr droht, dass wir allein für die Krise  
zahlen müssen.

In den 30er Jahren hat US-Präsident Franklin D. Roosevelt mit dem 
New Deal die Wirtschaft wieder auf Trab gebracht. Bezahlen mussten 
die Reichen. Darauf hat kürzlich der Wirtschafts-Nobelpreisträger Paul 
Krugman hingewiesen: Großverdiener zahlten knapp 80 Prozent Ein-
kommensteuer. Für große Erbschaften wurden bis zu 77 Prozent fällig. 

Kluge Ratschläge und Forderungen allein richten wenig aus. Das 
beeindruckt die Regierung kaum. Einfluss haben wir erst mit Massen-
protesten und Demonstrationen. So erhöhen wir den Druck auf die 
Regierung endlich angemessen auf die Krise zu reagieren. 
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DEUTSCHLAND IM FREIEN FALL

Die Wirtschaft saust in den Keller. Wegen der chronischen Schwäche 
des Binnenmarkts begann der Abschwung deutlich vor Beginn der 
Finanzkrise. 2009 wird das Jahr mit dem stärksten Einbruch in der 
Geschichte der Bundesrepublik werden. Die Arbeitslosigkeit droht 
bald wieder die Vier-Millionen-Hürde zu übersteigen.

! 
 Die Finanzmarktkrise treibt den Abschwung mächtig an.

Finanzcrash verstärkt die Krise
Der Aufschwung ist bei den meisten Beschäftigten nie angekommen. 
Auch eine Folge der Agenda 2010! Immer mehr Menschen wurden  
in be fristete Jobs, Minijobs und Leiharbeit gedrängt. Und durch den 
massiven Druck auf Langzeitarbeitslose, die Peitsche Hartz IV, muss 
jeder Job angenommen werden.

Zusätzlich hat der Europäische Gerichtshof den Druck auf die Löhne 
und Arbeitsbedingungen erhöht. In mehreren Urteilen hat er Maß-
nahmen gegen Tarifdumping für unzulässig erklärt. Streikrecht und 
Tarifautonomie wurden so eingeschränkt.

Die Bruttolöhne sanken seit 2002 nach Abzug der Preissteigerung – 
also real – um durchschnittlich fast drei Prozent. Die Tarifeinkommen 
haben noch mit einem Plus von real drei Prozent zugelegt. Beschäf-
tigten ohne Tarifschutz wurde jedoch ein massiver Lohnverzicht auf-
gezwungen; real haben sie gegenüber 2002 knapp acht Prozent 
 verloren. Einzelne sogar deutlich mehr. Deutschland ist mittlerweile 
„Europameister“ beim Lohn dumping. Und bei Hunger- und Niedrig-
löhnen vorne mit dabei.

!  Lohn- und Sozialdumping haben die Binnennachfrage 
 stranguliert und so den Aufschwung abgewürgt.

Nachfrage schrumpft
Die Umverteilung von unten nach oben war gewaltig. Über eine halbe 
Billion Euro wurde den Beschäftigen in den letzten zehn Jahren vor-
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enthalten. Weil die Verteilungsspielräume nicht aus-
geschöpft wschlerden konnten. Besonders betroffen  
sind diejenigen, die nicht unter Tarifschutz stehen.  
Und rechnet man dazu, was der Staat den Unternehmern 
und Reichen durch Steuersenkungen geschenkt hat, ist man bei  
einer Billion Euro. Geld, das zum größten Teil auf die Finanzmärkte 
geflossen sind. 

!  Eine Billion Euro fehlen uns – zum größten Teil ist  
das Geld auf die Finanzmärkte geflossen.

Die Exporte brechen weg
Lohnkosten drücken auf Teufel komm raus, damit der Export in 
immer neue Höhen gepusht wird – das ist Kern deutscher Wirt-
schaftspolitik. Durch das Lohndumping wurden andere Länder 
zunehmend auf den Weltmärkten ausgestochen. Eine Weile wurde  
so die Schwäche der Binnennachfrage überdeckt. Jetzt ist diese  
Strategie am Ende! Wir brauchen eine massive Umsteuerung auf die 
Stärkung des Binnenmarktes, vor allem auch auf Dienstleistungen.

Kapitaleinkommen hängen Löhne ab
Zuwachs der realen Einkommen seit 2002

Seit Beginn des Aufschwungs 2003 haben die Beschäftigten bei den Einkommen 
keinen Zuwachs erhalten, nach Abzug der Preissteigerung sogar 3% verloren. Unter-
nehmer und Reiche konnten im gleichen Zeitraum ihre Einkommen um 33% steigern. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung, eigene Berechnung

–3%  
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FINANZKRISE : BLANKE ANARCHIE

Das Sozialprodukt – der weltweit jährlich geschaffene Reichtum –  
ist heute sechsmal so groß wie 1980. Die Finanzmärkte wurden seit-
her aber um das 17-fache aufgebläht. Immer mehr Geld dreht das 
Spekulationskarussell immer schneller: 80 Prozent aller Wertpapiere 
wechseln innerhalb von acht Tagen ihren Besitzer. Manche innerhalb 
von Minuten oder Sekunden.

! 
 Die Finanzmärkte sind zum Spielcasino für Reiche geworden.

Terror der Finanzmärkte
Finanzmärkte sollen eigentlich der Finanzierung von Investitionen 
dienen. Stattdessen haben Zocker sie immer mehr zum Casino für 
schnellen Profit gemacht. Denn mit Investitionen in die reale Wirt-
schaft ließ sich nicht mehr so viel verdienen.

Vor allem aber wollten immer mehr Millionäre immer höhere Rendi-
ten für immer größere Vermögen erzielen. Geld, das uns vorenthalten 
wurde. Durch Lohndrückerei, Sozialkürzungen und Steuergeschenke 
an Reiche. Um jedes Zehntel-Prozent mehr Einkommen müssen wir 
kämpfen. Aber 25 Prozent Rendite und mehr halten die Finanzjong-
leure für normal – irre!

Roter Teppich für Heuschrecken und Zocker
Die Politik hat auf den Finanzmärkten immer mehr erlaubt: Hedge- 
und Private-Equity-Fonds – Münteferings berühmte Heuschrecken – 
konnten ganze Unternehmen im Casino verzocken. Erlaubt!

Einfallsreiche Spezialisten haben immer neue Finanz„produkte“ 
erfunden. Erlaubt! Viele Papiere sind so kompliziert, dass kaum einer 
verstand, was darin steckt. Aber alle wollten daran verdienen. Wie 
beim Schneeballsystem hat es eine Weile funktioniert. Doch jetzt ist 
die Lawine ins Tal gerauscht.
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Brandstifter spielen Feuerwehr
Zur Bankenrettung geben Politiker ruck zuck Milliarden 
aus. Mit  neuen Regeln aber lassen sie sich Zeit. Kein 
Wunder, es sind dieselben Politiker, die die Brandschutz-
regeln im Casino außer Kraft gesetzt haben. Jetzt wollen sie  
am liebsten, dass der Brand gelöscht wird und anschließend alles  
so weitergeht wie bisher.

!  Der Wildwuchs auf den Finanzmärkten ist kein Sachzwang, 
sondern Folge politischer Entscheidungen.

Politiker haben Spielregeln auf den internationalen Finanzmärkten 
munter abgebaut. Deshalb konnte jedes noch so abstruse Finanz-
produkt angeboten werden. Sogar Steuervergünstigungen für Heu-
schrecken hat die große Koalition noch 2008 beschlossen. Jetzt in 
der Krise ist der Katzenjammer groß, doch vom Regelabbau wurde 
bisher nichts zurückgenommen. 

Völlig losgelöst?
Entwicklung von Bruttosozialprodukt und Finanzvermögen weltweit, in Billionen Dollar

Der weltweit jährlich geschaffene Reichtum ist heute sechsmal so groß wie 1980. 
Das angelegte Finanzvermögen ist im gleichen Zeitraum viel schneller gewachsen – 
fast um das 17-fache wurde es aufgebläht. 
Quelle: McKinsey, Mapping Global Markets, Oktober 2008 
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KONTROLLE TUT NOT !

Auch deutsche Banken haben massiv Geld verbrannt. Sie wollten  
wie alle hohe Renditen mit dubiosen Finanzpapieren einfahren.  
Jetzt erweisen sich diese massenhaft als faul. Fast täglich kommen 
neue Hiobsbotschaften. Experten gehen von einem Betrag von bis  
zu 1.000 Milliarden Euro an faulen Wertpapieren aus.

Unser Geld – unsere Banken
Ohne staatliche Hilfen wäre auch bei uns eine Reihe von Banken 
bereits pleite. Zum Beispiel der Immobilienfinanzierer Hypo Real 
 Estate. Er hat nur überlebt, weil der Staat riesige Finanzspritzen 
gegeben hat.

!  Keine finanzielle Hilfe ohne Gegenleistung.  
Für unsere Steuergelder wollen wir Mitsprache.

Die Commerzbank hat über 18 Milliarden Euro vom Staat erhalten. 
Auch um die Übernahme der Dresdner stemmen zu können. Wert war 
die Commerzbank da an der Börse nur noch knapp vier Milliarden 
Euro. Eigentlich müsste sie komplett in öffentliches Eigentum überge-
gangen sein. Schließlich sind es unsere Steuergelder. Fehlanzeige! 
Tatsächlich gehören uns jetzt gerade einmal 25 Prozent. Ein Skandal!

„Bad Bank“ – nein Danke!
Die privaten Banken rufen nach einer staatlichen „Bad Bank“ – eine 
Sammelstelle für alle faulen Wertpapiere. Die soll der Staat ihnen 
abnehmen. Alle Risiken – auch alle noch kommenden – würden dann 
beim Steuerzahler liegen. Und die privaten Banken könnten wieder 
munter Profite machen.

!  Das Verursacherprinzip muss gelten: Zockerbanken müssen 
die Zeche selber zahlen!

Besser und letztlich billiger ist es, den Banken staatliche Kapitalsprit-
zen zu geben. Motto: Geld gegen Beteiligung. Klare Pleitekandidaten 
würden so direkt in öffentliches Eigentum überführt.



So würde alles sozialisiert: Die Verluste, aber auch 
 kommende Gewinne. Zusätzlich muss der Staat klare 
Regeln aufstellen. Und sicherstellen, dass die Banken 
zukünftig von verantwortungsbewussten Bankern und 
nicht von Zockern geleitet werden.

Regulierung – aber fix!
Schluss mit der Befreiung der Finanzmärkte von allen Regeln. Die 
wurde von der Regierung Kohl bis zur Regierung Merkel betrieben. 
Finanzmärkte müssen endlich wieder wirkungsvoll reguliert werden. 
Die Konzepte liegen auf dem Tisch. Sie reichen von der Einführung 
einer Steuer auf alle Umsätze an den Finanzmärkten, über bessere 
Kontrollmöglichkeiten und Mitbestimmungsrechte für Betriebs- und 
Aufsichtsräte bis hin zum Verbot von Zockerstrategien und -papieren.

!  Finanzmärkte müssen wieder vom Herrscher zum Diener  
der Realwirtschaft werden.
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SOZIALSTAAT STÄRKEN!  
IN DIE ZUKUNFT INVESTIEREN!

Seit Anfang der 1990er Jahre haben Politiker den Sozialstaat in 
Deutschland immer weiter geschrumpft und demontiert. Bund, Län-
der und Gemeinden haben weit über eine Million Arbeitsplätze abge-
baut. Öffentliche Unternehmen und Leistungen wurden privatisiert.

Neoliberale Sozialdemontage
Weil öffentliche Investitionen fehlen, sind viele Gebäude und Ein-
richtungen marode. Die Renten wurden gekürzt. Die Regierung will 
das Rentenalter in Stufen auf 67 Jahre anheben. Kranke und Ver-
sicherte wurden immer höher belastet, die Unternehmer entlastet. Mit 
Hartz IV werden Erwerbs lose verarmt und drangsaliert. Der Wegfall  
des Zumut barkeitsschutzes, Arbeitslosengeld II als Kombilohn und 
immer mehr Leiharbeit sowie Befristungen führen zu immer mehr 
Niedrig löhnen.

!  Die Schrumpfung des Sozialstaats ist ein Grund für 
 Nachfrageschwäche, Massenarbeitslosigkeit und Krise.

Zukunftsinvestitionsprogramm!
Wir fordern ein öffentliches Zukunftsinvestitionsprogramm von  
50 Milliarden Euro jährlich. Das ist mehr als eine zeitlich befristete 
Konjunkturspritze: Dauerhaft mehr Beschäftigung im öffentlichen 
Dienst ist damit nicht vorgesehen. Mit dem Zukunftsinvestitions-
programm können dauerhaft über eine Million sinnvolle und tariflich 
 abgesicherte Arbeitsplätze geschaffen werden. In Kinderbetreuung, 
 Bildung und Wissenschaften, Gesundheits- und Sozialwesen, Ver kehr 
und ökologischem Umbau.

Die Kommunen brauchen mehr Geld, um ihre Leistungen für die Bür-
gerinnen und Bürger zu verbessern. Wir wollen zusätzliches Personal 
im öffentlichen Dienst. Weitere Privatisierungen darf es nicht geben. 
Daseinsvorsorge und Infrastruktur sind öffentliche Aufgaben und 
gehören in öffentliche Hand.
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Gute soziale Sicherung!
Das Arbeitslosengeld II muss auf mindestens 435 Euro 
plus Wohnkosten erhöht werden. Statt Ein-Euro-Jobs 
muss es sozialversicherte öffentliche Beschäftigung 
geben. Der Zumutbarkeitsschutz bei Arbeitsangeboten muss  
wieder hergestellt werden.

!  Zukunftsinvestitionsprogramm: eine Million gute Arbeits-
plätze für Bildung, Soziales und ökologischen Umbau!

Die Rente mit 67 und die Kürzungsfaktoren in der Rentenformel 
 müssen zurückgenommen, die Erwerbsunfähigkeitsrenten verbessert 
werden. Zeiten mit geringen Einkommen und des Arbeitslosengeld II-
Bezugs müssen in der Rente besser abgesichert werden, um Alters-
armut entgegenzuwirken.

Die Krankenhäuser brauchen eine ausreichende Finanzierung. Der 
Deckel muss weg! Die Arbeitgeber müssen wieder die Hälfte der 
Krankenversicherungsbeiträge zahlen. Auf die Dauer muss die ganze 
Bevölkerung und alle Einkommen einbezogen werden.

Suppenkaspar Deutschland
Ausgaben für öffentlich Beschäftigte 2007 in Prozent des Bruttoinlandsprodukts

Von allen Ländern der EU gibt Deutschland am wenigsten Geld für Beschäftigung 
im öffentlichen Dienst aus.
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STAAT IN DER VERANTWORTUNG

Die Politik des Neoliberalismus, der Deregulierung und Privatisierung, 
der Enteignung der Beschäftigten und der Demontage des Sozialstaats 
ist weltweit gescheitert. Sie hat nur zu neuen und noch gefährliche-
ren Krisen des Kapitalismus geführt.

Nur der Staat kann die Lage jetzt noch retten und einen Zusammen-
bruch verhindern. Das sehen sogar die Manager und die neoliberalen 
Wissenschaftler und Politiker. Für sie waren staatliche Eingriffe in  
die Wirtschaft bis vor Kurzem noch Teufelszeug. Jetzt rufen sie nach 
dem Staat.

„Weiter so“ ist nicht!
Doch danach, wenn sie auf unsere Kosten gerettet wurden, wollen 
sie weiter machen wie bisher. So aber nicht mehr mit uns!

Die Rechte der abhängig Beschäftigten müssen erweitert und gute 
Arbeit für alle ermöglicht werden. Vermögen und Einkommen müssen 
von oben nach unten, zugunsten der arbeitenden Menschen, Erwerbs-
losen und der Armen umverteilt werden.

!  Finanzstarke Unternehmen und Reiche müssen die Lasten  
der Krise bezahlen!

Arbeitsplätze schützen, Beschäftigte stärken!
Der Staat muss alles tun, um Massenentlassungen zu verhindern und 
Arbeitsplätze zu schützen. Kurzarbeit erleichtern ist richtig, reicht 
aber nicht. Massenentlassungen aus der Leiharbeit müssen verhin-
dert werden. Leiharbeit muss wieder eng beschränkt werden. Glei-
cher Lohn für gleiche Arbeit! Wenn der Staat Unternehmen mit 
Finanzhilfen stützt, muss es im Gegenzug Beschäftigungsgarantien 
und Mitbestimmungsrechte geben.

Statt Arbeitszeitverlängerungen brauchen wir wieder kürzere Arbeits-
zeiten. Die europäische Arbeitszeitrichtlinie und das Arbeitszeitgesetz 
müssen grundlegend verbessert werden. Die tarifliche Wochenarbeits-
zeit darf höchstens 40 Stunden betragen.



Höhere Einkommen – gerade jetzt!
In den Tarifrunden gilt: Gerade jetzt sind kräftige Ein-
kommensteigerungen wichtig. Dies stützt Nachfrage 
und Konjunktur und sichert so Arbeitsplätze. Gerade in 
Deutschland kommt es darauf an, die Binnennachfrage zu steigern 
und die Abhängigkeit von immer höheren Exportüberschüssen abzu-
bauen.

!  Gesetzlicher Mindestlohn: sofort 7,50 Euro und dann schnell 
auf 9 Euro die Stunde.

Die Tarifverträge sind durch erleichterte Allgemeinverbindlichkeit und 
Tariftreuregelungen bei öffentlichen Aufträgen zu stärken. Die skanda-
lösen arbeitnehmerfeindlichen Urteile des Europäischen Gerichts-
hofes müssen durch Änderung des EU-Rechts aufgehoben werden.

!  Auf zum europäischen Aktionstag am 16. Mai 2009! 
Demonstrationen in Berlin und anderen Hauptstädten.

ver.di ruft alle auf, in den Betrieben und Verwaltungen, in der Arbeit 
wie in der Freizeit für diese Politik zu werben. Nutzt die Wahlkämpfe, 
um unsere Forderungen an die Kandidatinnen und Kandidaten und in 
die Öffentlichkeit zu bringen!
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ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft, 
Bereich Wirtschaftspolitik, Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Ich möchte Mitglied werden ab:

Monat /Jahr

Persönliche Daten:
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Vorname/Titel

Straße/Hausnr.

PLZ Wohnort

Geburtsdatum

Telefon

Staatsangehörigkeit

Geschlecht weiblich männlich

Beschäftigungsdaten

Arbeiter/in Angestellte/r

Beamter/in DO-Angestellter

Sonstiges ________________________________

Vollzeit Teilzeit __________________Stunden

Beschäftigt bei (Betrieb/Dienststelle/Firma/Filiale)

Branche ausgeübte Tätigkeit

Einzugsermächtigung
Ich bevollmächtige die ver.di, den satzungsgemäßen
Beitrag bis auf Widerruf im Lastschrifteinzugsverfahren

zur Monatsmitte zum Monatsende

monatlich halbjährlich
vierteljährlich jährlich

oder im Lohn-/Gehaltsabzugsverfahren* monatlich bei
meinem Arbeitgeber einzuziehen.
*nur möglich in augewählten Unternehmen.

Name des Geldinstituts/Filiale (Ort)

Bankleitzahl Kontonummer

Name Kontoinhaber/in (Bitte in Druckbuchstaben)

Datum/Unterschrift Kontoinhaber/in

regelmäßiger monatlicher 
Bruttoverdienst Euro ____________________

Monatsbeitrag: Euro ____________________

Der Mitgliedsbeitrag beträgt nach §14 der ver.di-Satzung pro Monat
1% des regelmäßigen monatlichen Bruttoverdienstes. Für Rentner/
-innen, Pensionär/innen, Vorruheständler/innen, Krankengeldbezieher/
-innen und Erwerbslose beträgt der Monatsbeitrag 0,5% des regel-
mäßigen Bruttoeinkommens. Der Mindestbeitrag beträgt  2,50
monatlich. Für Hausfrauen/Hausmänner, Schüler/innen, Studierende,
Wehr-, Zivildienstleistende, Erziehungsgeldempfänger/innen und
Sozialhilfeempfänger/innen beträgt der Beitrag  2,50 monatlich.
Jedem Mitglied steht es frei, höhere Beiträge zu zahlen.

Datum/Unterschrift

Werber/in: 

Name Vorname

Datenschutz
Ich erkläre mich gemäß § 4a Abs. 1 und 3 BDSG einverstanden,
dass meine mein Beschäftigungs- und Mitgliedschaftsverhältnis
betreffenden Daten, deren Änderungen und Ergänzungen, im Rah-
men der Zweckbestimmung meiner Gewerkschaftsmitgliedschaft
und der Wahrnehmung gewerkschaftspolitischer Aufgaben elek-
tronisch verarbeitet und genutzt werden.
Ergänzend gelten die Regelungen des Bundesdatenschutzgesetzes
in der jeweiligen Fassung.

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Beitritt online unter 

www.wipo.verdi.de
Fax 030-2 63 66 11 31

Beitrittserklärung
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